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 Nr. 249 734 vom 23. Februar 2021 

in der Sache RAS X / IX 

 

 

 In Sachen: X 

  Bestimmter Wohnsitz: in der Kanzlei des Rechtsanwalts C. ROBINET 

Kapellstraße 26 

4720 Kelmis 

  gegen: 

 

den belgischen Staat, vertreten durch die Ministerin für Soziales und 

Volksgesundheit sowie für Asyl und Migration und den Staatssekretär für Asyl und 

Migration, 

 
 

 

DIE DIENSTTUENDE PRÄSIDENTIN DER IX. KAMMER, 

 

Gesehen den Antrag, den X, der erklärt bosnischer Staatsangehörigkeit zu sein, am 16. Dezember 2019 

eingereicht hat, um die Aussetzung der Ausführung und Nichtigerklärung des Beschlusses des 

Beauftragten der Ministerin der Sozialen Angelegenheiten, der Volksgesundheit und des Asyls und der 

Migration vom 4. November 2019 , in dem ein Antrag auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 9ter des 

Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung 

und das Entfernen von Ausländern für unzulässig erklärt wird, zu beantragen. 

 

Unter Berücksichtigung des Titels Ibis, Kapitel 2, Abschnitt IV, Unterabschnitt 2 des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen 

von Ausländern. 

 

Gesehen den Schriftsatz mit Anmerkungen und die Verwaltungsakte. 

 

Unter Berücksichtigung des Beschlusses vom 27. November 2020, in dem die Sitzung am 23. Dezember 

2020 anberaumt wird. 

 

Gehört den Bericht der Richterin für Ausländerstreitsachen N. MOONEN. 

 

Gehört die Anmerkungen der Rechtsanwältin A. HAEGEMAN, die loco Rechtsanwalt C. ROBINET für die 

antragstellende Partei erscheint, und der Rechtsanwalt L. RAUX, die loco Rechtsanwälte D. MATRAY 

und S. MATRAY für die beklagte Partei erscheint. 

 

FASST NACH BERATUNG DEN FOLGENDEN ENTSCHEID: 

 

1. Dienliche Daten zur Beurteilung der Sache 

 

1.1 Am 20. Oktober 2010 reicht der Antragsteller einen Antrag auf Zuerkennung der Rechtsstellung als 

Flüchtling ein. Am 23. April 2012, beim Entscheid Nr. 79 986, verweigert auch der Rat für 

Ausländerstreitsachen (hiernach: der Rat) dem Antregsteller die Rechtsstellung eines Flüchtlings und den 

subsidiären Schutzstatus. 
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1.2 Am 2. Mai 2012 reicht der Antragsteller einen Antrag auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 9ter des 

Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung 

und das Entfernen von Ausländern (hiernach: das Ausländergesetz) ein. Am 24. September 2012 wird 

dieser Antrag für unzulässig erklärt. Am 30. November 2018, beim Entscheid Nr. 213 318, weist der Rat 

die gegen diesen Beschluss gerichtete Klage ab. 

 

1.3. Am 5. März 2013 reicht der Antragsteller einen zweiten Antrag auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 

9ter des Ausländergesetzes ein. Am 26. März 2013 wird dieser Antrag für unzulässig erklärt. Am selben 

Tag wird eine Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen für den Antragsteller ausgestellt, zusammen mit 

einem dreijährigen Einreiseverbot 

 

1.4 Am 20. August 2013 stellt der Antragsteller einen dritten Antrag auf Erteilung einer 

Aufenthaltserlaubnis nach § 9ter des Ausländergesetzes. Am 20. Februar 2014 wird der Antrag für 

zulässig, jedoch unbegründet erklärt. Am 20. August 2013 reicht der Antragsteller einen dritten Antrag auf 

Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 9ter des Ausländergesetzes ein. Am 20. Februar 2014 wird dieser 

Antrag für zulässig, jedoch unbegründet erklärt. Am selben Tag wird die Anweisung erteilt das 

Staatsgebiet zu verlassen. Gegen die vorgenannten Beschlüsse legt der Antragsteller Nichtigkeitsklage 

beim Rat ein, der beim Entscheid Nr. 218 576 vom 21. März 2019 die Klage abweist. 

 

1.5 Am 29. August 2014 reicht der Antragsteller einen Antrag auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 9bis 

des Ausländergesetzes ein. Dieser Antrag wird am 19. Januar 2017 für unzulässig erklärt. Am selben Tag 

erteilt der Beauftragte die Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen. Gegen die vorgenannten Beschlüsse 

legt der Antragsteller Nichtigkeitsklage beim Rat ein, der mit Entscheid Nr. 218 577 vom 21. März 2019 

die Beschlüsse für nichtig erklärt..  

 

1.6 Am 29. November 2017 reicht der Antragsteller einen vierten Antrag auf Aufenthaltserlaubnis gemäß 

Artikel 9ter des Ausländergesetzes ein. Dieser Antrag wird am 13. Februar 2018 für unzulässig erklärt, 

dieser Beschluss wird jedoch am 12. April 2018 zurückgenommen. Am 28. Juni 2018 wird einen neuen 

Beschluss erlassen, die am 13. Dezember 2018 wieder zurückgezogen wird. Am 22. Januar 2019 trifft 

der Beauftragte einen neuen Beschluss, in der er den Antrag für unzulässig erklärte.  

 

Am selben Tag wird die Anweisung erteilt das Staatsgebiet zu verlassen. Gegen die vorgenannten 

Beschlüsse legt der Antragsteller Nichtigkeitsklage beim Rat ein, der die Beschlüsse mit Entscheid Nr. 

221 264 und 221 265 vom 16. Mai 2019 für nichtig erklärt.  

 

Am 4. November 2019 trifft der Beauftragte einen neueen Beschluss, mit der er den Antrag vom 29. 

November 2017 für unzulässig erklärt, was dem Antragsteller am 14. November 2019 zur Kenntnis 

gebracht wird. Dies ist der angefochtene Beschluss, der wie folgt begründet wird: 

 

“infolge des Antrags auf Aufenthaltserlaubnis, der am 29/11/2017 bei unseren Diensten per Einschreiben 

eingereicht worden ist von: 

Gentleman P, D. (Nationalregisternummer: xxx) 

Staatsangehörigkeit: Bosnie en Herzegovina 

geboren in Bijeljina am (…)1980 

Adresse: (…) 4700 EUPEN 

In Anwendung von Artikel 9/erdes Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, 

den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern, ersetzt durch Artikel 187 des 

Gesetzes vom 29. Dezember 2010 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen, teile ich Ihnen mit, dass 

dieser Antrag unzulässig ist. 

Begründung: 

Artikel 9fer§ 3 Nr. 5 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980, ersetzt durch Artikel 187 des Gesetzes vom 

29. Dezember 2010 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen und abgeändert durch das Gesetz vom 

8. Januar 2012 (B.S. vom 6. Februar 2012); in den in Artikel 9bis § 2 Nr. 1 bis 3 erwähnten Fällen oder 

wenn die angeführten Sachverhalte zur Unterstützung des Antrags auf Erlaubnis, sich im Königreich 

aufzuhalten, bereits im Rahmen eines vorherigen Antrags auf Aufenthaltserlaubnis aufgrund der 

vorliegenden Bestimmung angeführt wurden. 

Am 20. August 2013 ist ein Antrag auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 9/er eingereicht worden. Die 

Sachverhalte, die im derzeitigen Antrag gemäß Artikel 9tervom 29. November 2017 und in den 
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beigefügten ärztlichen Attesten (siehe in verschlossenem Umschlag beigefügte ärztliche Bestätigung vom 

25.10.2019) angeführt sind, sind auch in dem anderen Antrag auf Aufenthaltserlaubnis angeführt worden. 

In der Erwägung, dass der Minister oder sein Beauftragter einen Antrag für unzulässig erklärt, wenn die 

Sachverhalte zur Unterstützung des Antrags auf Erlaubnis, sich im Königreich aufzuhalten, bereits im 

Rahmen eines vorherigen Antrags auf Aufenthaltserlaubnis aufgrund von Artikel 9ter§ 3 Nr. 5 des 

Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen 

von Ausländern, eingeführt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Januar 2012 zur Abänderung des 

Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 angeführt wurden, und in der Erwägung, dass der Betreffende keinen neuen Sachverhalt 

anführt, wird der vorliegende Antrag demzufolge für unzulässig erklärt.” 

 

Am 25. Januar 2019 stellt der Antragsteller einen neuen Antrag auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 

9bis des Ausländergesetzes ein. Am 14. August 2020 trifft der Beauftragte den Beschluss, den Antrag für 

unzulässig zu erklären, und erteilt die Anweisung, das Staatsgebiet zu verlassen.  

 

2. Untersuchung der Klage 

 

2.1 In einem ersten Grund führt der Antragsteller den Verstoß an gegen den Grundsatz der 

Einsprachigkeit der Beamten und hilfsweise einen Verstoß gegen Art. 41 § 1 und Artikel 42 des Gesetzes 

vom 18. Juli 1966 über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten (in Folgenden 

Sprachengesetz Verwaltungsangelegenheiten genannt), Art. 9ter des usländergesetzes, Art. 6 des 

Ministeriellen Erlasses vom 18. März 2009 zur Übertragung bestimmter Befugnisse (im Folgenden 

Delegationserlass genannt) sowie einen Verstoß gegen die Sorgfaltspflicht. 

 

Zur Begründung seiner Beschwerde trägt der Antragsteller Folgendes vor: 

 

“Das ärztliche Gutachten stellt - laut Rechtsprechung des Rates für Ausländerstreitsachen (vgl. RAS, 

Entscheid Nr. 200 602 vom 2. März 2018) - keinen anfechtbaren Beschluss dar. 

Da das ärztliche Gutachten jedoch notwendig ist, damit der Beschluss bezüglich des Antrags auf 

Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 9ter des Ausländergesetzes getroffen werden kann, welcher 

Gegenstand des vorliegenden Verfahrens ist, kann dieses ebenso der Rechtmäßigkeitskontrolle 

unterworfen werden (ibid.). 

1. Verletzung der Grundsätze der Einsprachigkeit der Beamten (und hilfsweise der Artikel 41 § 1 und 42 

der koordinierten Gesetze über den Sprachgebrauch in Verwaltungsangelegenheiten) und der Zuweisung 

der Zuständigkeiten (in Verbindung mit Art. 9ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 und 6 des 

Ministerialerlasses vom 18. März 2009 und dem allgemeinen Verwaltungsrechtsgrundsatz der 

Sorgfaltspflicht) 

Ein „Attaché“ ist ein Staatsbediensteter im Sinne des Königlichen Erlasses vom 2. Oktober 1937 über das 

Statut der Staatsbediensteten. 

Demnach findet der Grundsatz der Einsprachigkeit der Beamten Anwendung. 

Dieser Grundsatz besagt, dass ein einsprachiger Staatsbediensteter nur in der Sprache seiner 

Sprachgruppe gültige Entscheidungen treffen kann (vgl. Staatsrat, Entscheid Nr. 168.424 vom 2. März 

2007; RAS, Entscheid Nr. 105 870 vom 25. Juni 2013). 

Der Grundsatz ergibt sich aus der Einteilung der Bediensteten in zwei Sprachgruppen, wobei die jeweilige 

Sprachkenntnis nachgewiesen werden muss (Art. 43 und 43ter des koordinierten Gesetzes vom 18. Juli 

1966 über den Sprachgebrauch in Verwaltungsangelegenheiten). 

Die Entscheidung wurde durch Jonathan S. unterzeichnet. 

Dieser gehört, insofern es keine deutschsprachige Sprachgruppe gibt, entweder der 

niederländischsprachigen oder französischsprachigen Sprachgruppe an. 

Der Beamte S. darf keine Entscheidungen in einer anderen Sprache, als derjenigen seiner Sprachgruppe 

(oder ggf. der zweisprachigen Sprachgruppe niederländischfranzösisch), und demnach in Deutsch treffen. 

Zu schlussfolgern, dass der Grundsatz der Einsprachigkeit der Beamten keine Anwendung auf 

Entscheidungen findet, die in deutscher Sprache getroffen werden, da es keine deutschsprachige 

Sprachgruppe gibt, würde auch zu einer offensichtlichen Diskriminierung der deutschsprachigen Bürger 

führen (Verletzung der Artikel 10 und 11 der Verfassung), da diese, ohne legitimen Rechtfertigungsgrund, 

anders als französischsprachige und niederländischsprachige Bürger nicht die Garantie hätten, dass die 

sie betreffenden Entscheidungen durch einen Beamten getroffen werden, der die sprachlichen Kenntnisse 

hat, um die Gesamtheit der Elemente ihrer Akte verstehen und eine Entscheidung in voller Sachkenntnis 

treffen zu können (vgl. auch die Ausführung zur Beachtung der Sprachgesetzgebung in 

Verwaltungsangelegenheiten). 
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In seinem Entscheid Nr. 213 788 vom 12. Dezember 2018 hat Ihr Rat geurteilt, dass, wenn sich ableiten 

lasse, dass der Beamte der französischsprachigen Sprachgruppe angehöre und sich in der Akte sowohl 

eine deutschsprachige als auch eine französischsprachige Fassung des angefochtenen Beschlusses 

befinde, dem Grundsatz der Einsprachigkeit der Beamten Genüge getan sei, insofern man davon ausgehe 

müsse, dass jener in französischer Sprache getroffen und anschließend in Deutsch übersetzt worden ist. 

Mit andren Worten ging ihr Rat davon aus, dass es sich bei der dem betroffenem Ausländer notifizierten 

Entscheidung in deutscher Sprache um eine Übersetzung der eigentlichen Entscheidung handle. 

Dies wirft jedoch eine andere Frage - öffentlicher Ordnung - auf, nämlich die der Beachtung der 

Sprachgesetzgebung in Verwaltungsangelegenheiten: 

 

Gemäß Art. 41 § 1 der koordinierten Gesetze über den Sprachgebrauch in Verwaltungsangelegenheiten 

bedienen sich Zentrale Dienststellen in ihren Beziehungen mit Privatpersonen derjenigen der drei 

Sprachen, die diese Privatpersonen benutzt haben. 

Art. 42 desselben Gesetzes schreibt vor: „Zentrale Dienststellen setzen Urkunden, Bescheinigungen, 

Erklärungen und Genehmigungen in derjenigen der drei Sprachen auf, deren Gebrauch die betreffende 

Privatperson verlangt.“ 

Unter Privatpersonen versteht man die in Belgien verbleibenden Belgier sowie Ausländer (Personen die 

einen Antrag auf Gewährung eines auf Aufenthaltsrecht aufgrund von Artikel 9ter des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 inbegriffen) (RAS, Entscheid Nr. 82 642 vom 7. Juni 2012). 

Der Antragsteller hat sich in deutscher Sprache an das Ausländeramt gewandt: Der Antrag wurde in 

deutscher Sprache eingereicht und es wurde klar angegeben, dass „er für die vorliegende Prozedur die 

deutsche Sprache wählt“. 

In der Tat lebt der Antragsteller seit Jahren auf dem Gebiet der Stadt Eupen, welches Teil des deutschen 

Sprachgebiets ist. 

Die Sprachgesetzgebung ist öffentlicher Ordnung (RAS, Entscheid Nr. 154 694 vom 19. November 2015). 

Keine Bestimmung dieses Gesetzes erlaubt es den zentralen Behörden eine Übersetzung der 

eigentlichen Entscheidung zu übermitteln. 

Es ist dann auch ständige Rechtsprechung des Staatsrates, dass wenn die Sprachgesetzgebung den 

Gebrauch einer Sprache (vorliegend: der deutschen Sprache) vorschreibt, die ganze Angelegenheit in 

dieser Sprache untersucht und entschieden werden muss (Staatsrat, Entscheide Nr. 46.942 vom 20. April 

1994, Nr. 77.083 vom 23. November 1998). 

So hat der Staatsrat in seinem Entscheid Nr. 192.263 vom 8. April 2009 festgehalten: 

„que le moyen est fondé en ce qu’il est pris de la violation des lois sur l’emploi des langues en matière 

administrative, coordonnées le 18 juillet 1966; que celles-ci étant d’ordre public, il y a lieu de préciser que 

c’est l’article 41, § 1er, de cellesci, en ce qu’il dispose que "les services centraux utilisent dans leur 

rapports avec les particuliers celle des trois langues dont ces particuliers ont fait usage" qui a été méconnu 

en l’espèce; que la circonstance que les parties de ce procès-verbal rédigées en langue néerlandaise ont, 

ainsi que le révèle le dossier du requérant, fait l’objet d’une traduction, n’énerve pas cette analyse; que 

les dispositions relatives à l’emploi des langues qui s’imposent aux services dont l’activité s’étend à tout 

le pays excluent en effet le recours aux traducteurs“ 

Da offenbar auf einen Übersetzer zurückgegriffen wurde (es wird nicht nachgewiesen, dass Herr S., 

bezüglich dessen nicht nachgewiesen wird, dass er die deutsche Sprache beherrscht, selbst die 

Übersetzung vorgenommen hätte), ist die notifizierte „Entscheidung“ nichtig. 

In seinem Entscheid Nr. 80.815 vom 10. Juni 1999 entschieden, dass Art. 41 § 1 der koordinierten Gesetze 

über den Sprachgebrauch in Verwaltungsangelegenheiten die Untersuchung der Angelegenheit in 

derselben Sprache, wie derjenigen, welche für die Entscheidung vorgeschrieben ist, verlangt und eine 

einfache Übersetzung eines Gutachtens in die Verfahrenssprache dieser Anforderung nicht gerecht wird. 

Es ergibt sich nicht aus der Akte, dass das medizinische Gutachten in deutscher Sprache getroffen wurde. 

Vielmehr ist davon auszugehen, dass es sich um eine Übersetzung handelt, insofern die ersten 

Gutachten, die in dieser Sache verabschiedet wurden, in französischer Sprache getroffen wurden und 

auch der medizinische Berater des Ausländeramtes einer der beiden Sprachgruppen angehört. 

Somit muss die strittige Entscheidung, wenn sie in der Sprache der Sprachgruppe des Beamten getroffen 

wurde und anschließend nur ins Deutsche übersetzt wurde, aufgrund der Missachtung der 

Sprachgesetzgebung in Verwaltungsangelegenheiten für nichtig erklärt werden. Zudem muss festgestellt 

werden, dass die Verfassung des ärztlichen Berichts ebenfalls die Sprachgesetzgebung verletzt. 

Alle Zuständigkeiten eines Beamten beruhen auf einer Zuweisung. Diese muss aufgrund einer 

Bestimmung der Verfassung, eines Sondergesetzes, eines Gesetzes oder einer Verordnung erfolgen. Es 

handelt sich um einen Rechtsgrundsatz mit Verfassungsrang (vgl. Art. 33 und 105 der Verfassung sowie 

Art. 78 des Sondergesetzes über institutionelle Reformen) (Abgeordnetenkammer, Frage Nr. 136 vom 22. 

April 2005, QRVA 51 , B080, 
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S. 13522). Eine Befugnisübertragung ist daher nur unter strikten Bedingungen gestattet und muss, wenn 

sie erfolgt, restriktiv ausgeübt werden (A.L. DURVIAUX, Principes de droit administratif, Tome 1, L'action 

publique, Larcier 2018, S. 37). 

Art. 9ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 sieht vor, dass der Minister beziehungsweise sein 

Vertreter dafür zuständig ist, Entscheidung aufgrund dieses Artikels zu treffen. 

Art. 6 des Ministerialerlasses vom 18. März 2009 habilitiert Beamte, die den Grad „Attaché" haben, in 

Vertretung des Ministers eine Entscheidung in Bezug auf einen Antrag auf Aufenthalt aufgrund von Art. 

9ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 zu treffen. 

Eine weitere Delegierung („Unterdelegierung“) ist aufgrund des Grundsatzes der Zuweisung der 

Zuständigkeiten nicht zulässig (D. RENDERS, Droit administratif général, 3. Aufl., Larcier 2019, S. 309). 

Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass eine solche Befugnisübertragung zur Folge hat, dass derjenige, 

welcher habilitiert wurde, eine Entscheidung zu treffen, selbst diese Entscheidung treffen muss. 

 

Der allgemeine Verwaltungsrechtsgrundsatz der Sorgfaltspflicht, wonach Verwaltungsentscheidungen 

sorgfältig vorbereitet und getroffen werden müssen, impliziert, dass der Beamte die Tragweite der 

Entscheidung, welche er unterzeichnet, versteht. 

Damit der Beamte, die Befugnis, die ihm erteilt wurde, ausüben kann muss er auch die ihm unterbreitete 

Verwaltungsakte sowie den eingereichten Antrag vollständig verstehen können. Auch dies gebietet die 

Sorgfaltspflicht. 

Vorliegend war dies nicht der Fall, da der Beamte S. keine Kenntnisse der deutschen Sprache vorweist. 

Auch der Vertrauensarzt weist keine Kenntnis der deutschen Sprache nach. 

Eine vorherige Übersetzung der Verwaltungsakte in die Sprache des Beamten und eine anschließende 

Übertragung seiner Entscheidung in die Verfahrenssprache genügen diesen Anforderungen nicht und 

würden die vorgenannten Grundsätze, welche bei Verwaltungsverfahren in niederländischer oder 

französischer Sprache gelten, in Bezug auf deutschsprachige Anträge aushebeln, insofern der 

unterzeichnende Beamte die eigentliche Tragweite der Antragsunterlagen und der Entscheidung, welche 

er unterzeichnet, nicht überprüfen kann. 

Die strittige Entscheidung muss demnach ausgesetzt und für nichtig erklärt werden. 

Hilfsweise muss, vor jeder weiteren Entscheidung, eine Vorabentscheidungsfrage an den 

Verfassungsgerichtshof gestellt werden, um die Verfassungsmäßigkeit der Auslegung des belgischen 

Staates zu prüfen, wonach egal welcher Beamter eine deutschsprachige Entscheidung 

treffen/unterzeichnen darf, ohne dass sichergestellt wird, dass er den Inhalt dieser Entscheidung 

versteht.” 

 

2.2 Im Schriftsatz mit Anmerkungen antwortet die Beklagte Partei wie folgt: 

 

"Bezüglich des ersten Rechtsmittels stellt die beklagte Partei fest, dass die Einsprachigkeit kein 

allgemeiner Rechtsgrundsatz ist und der Antragsteller keine relevante Rechtsgrundlage vorbringt. Das 

Rechtsmittel ist demnach unzulässig.  

Außerdem geht aus der Verwaltungsakte hervor, dass die angefochtene Entscheidung in französischer 

Sprache verfasst wurde und dass anschließend eine deutsche Übersetzung angefertigt wurde. Die 

Entscheidung wurde somit in der Sprache des Beamten getroffen. Dem Vorwurf fehlt die faktische 

Grundlage.  

In jedem Fall sehen Artikel 43 und 43ter des Gesetzes über den Sprachgebrauch in 

Verwaltungsangelegenheiten vom 18. Juli 1966 nicht die Existenz von deutschsprachigen Beamten vor. 

Das Rechtsmittel ist rechtlich unbegründet.”  

 

2.3 Artikel 6 § 1 des Delegationserlasses, der die Übertragung von Befugnissen an einen Attaché des 

Ausländeramtes regelt, besagt Folgendes: 

 

„§ 1. Den Personalmitgliedern des Ausländeramtes, die mindestens die Funktion eines Attachés ausüben 

oder der Klasse A1 angehören, werden für die Anwendung der folgenden Bestimmungen des Gesetzes 

vom 15. Dezember 1980 Befugnisse übertragen: [9 Artikel 1/2 § 3; Artikel 2 Absatz 2; Artikel 3 Absatz 1 

Nr. 1 bis 10, mit Ausnahme von Nr. 6, und Absatz 2 und 3; Artikel 7 Absatz 2, 3 und 5]; 9 Artikel 8bis §§ 1 

und 4; Artikel 9 Absatz 1; Artikel 9bis; Artikel 9ter; [1 Artikel 10ter § 2 Absatz 2 erster Satz und § 

3;]1 [8 Artikel 11 § 1 Absatz 1 und § 2 Absatz 1 und 4 und § 3;]8; [1 Artikel 12bis § 2 Absatz 4 erster Satz, 

§ 3 Absatz 1 bis 3, § 4 Absatz 1 und § 6 Absatz 1;]1 [8 ; Artikel 13 § 1 Absatz 3 zweiter Satz und §§ 3 und 

4; Artikel 18 § 3;]8 Artikel 19 § 4; Artikel 25 Absatz 4; [4 Artikel 27; Artikel 28]4; [9 Artikel 29 Absatz 2; Artikel 

40ter § 2 Absatz 6; Artikel 41ter;]9 [8 Artikel 42bis § 1 Absatz 1 erster Satz, 2 und 3; Artikel 42ter §§ 1 und 

2; Artikel 42quater §§ 1 bis 4]8 Artikel 42quinquies, § 4; [9 Artikel 43; Artikel 44; Artikel 44bis §§ 1 und 4, 

außer wenn der Betreffende ein Aufenthaltsrecht von mehr als drei Monaten hat; [11 Artikel 44ter, § 2 
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Absatz 2;]11 Artikel 44quater Absatz 2; Artikel 44quinquies; Artikel 44sexies Absatz 1 und 2; Artikel 

44septies § 1 Absatz 1 und 2; Artikel 44nonies, außer wenn das Einreiseverbot mehr als drei Jahre dauert; 

Artikel 47/4]9 [12 Artikel 48/9 § 7 Absatz 2;]12 [10 Artikel 48/9, § 7, Absatz 2;]10 Artikel 49, § 1, Absatz 1, Nr. 

6, § 2, Absatz 1 und 2, und § 3; Artikel 49/2, § 4, Absatz 1 und 2, und § 5;]8; [10 Artikel 50 § 2 Absatz 1]10; 

[10 ...]10 [10 Artikel 51/5 §§ 1 und 2, § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 1 bis 3 und § 6 Absatz 2]10; [11 Artikel 51/5/1, 

§ 1, Absatz 2, § 2 und § 4, Absatz 2;]11 Artikel 51/6 Absatz 1; Artikel 51/7 Absatz 1 und 2; [6 ...]6 Artikel 

[10 Artikel 57/6 § 2 Absatz 1 Nr. 3]10; [6 Artikel 52/3 § 1 Absatz 1 und § 2]6; Artikel 53bis; [3 Artikel 54 § 1 

Absatz 1; ]3 [10 Artikel 57/6/4 Absatz 2 und 3; Artikel 57/6/6 § 5;]10 Artikel 57/30 § 1 Absatz 1 und 5 sowie 

§ 2 Absatz 1 und 3; Artikel 57/33; Artikel 57/34 §§ 1 und 5; Artikel 57/35 § 1 Absatz 1, § 2 Absatz 1, §§ 3 

und 4; Artikel 57/36 § 2 Absatz 1 und 2; Artikel 61 § 2 und § 3 Absatz 1; Artikel 61/2 § 1, § 2 Absatz 1 und 

3 sowie § 3; Artikel 61/3 § 1 Absatz 1, § 2 Absatz 1 und 2 sowie § 3; Artikel 61/4 § 1 Absatz 1 und § 2; 

Artikel 61/5; [9 Artikel 61/8, § 1;]9 Artikel 61/12 Absatz 5; Artikel 61/13 § 3; [2 Artikel 61/17; Artikel 61/20 

Absatz 1; Arti­kel 61/22; Artikel 61/23;]2 [11 ...]11 [11 Artikel 61/25-7; Artikel 61/27-6; Artikel 61/29, § 4; Artikel 

61/29-8, § 3;]11 Artikel 72 Absatz 1 und 3; Artikel 74/4 § 4 Absatz 1; [4 Artikel 74/5 § 1, § 3 Absatz 1 und § 

4 Nr. 2]4; [10 Artikel 74/6 § 1]10; Artikel 74/7; [9 Artikel 74/11 § 1 Absatz 2; Artikel 74/14 § 1 Absatz 3 bis 5 

und § 2 Absatz 2; Artikel 74/15; Artikel 74/16; Artikel 74/17 § 1 und § 2 Absatz 1 bis 3 und 5; [11 Artikel 

74/20, § 2; Artikel 74/21, Absatz 2]11.]9 

“  [9 ...]9” 

 

Der angefochtene Beschluss wurde von Attaché S.J. getroffen, was vom Antragsteller nicht bestritten 

wird. Aus den genannten Bestimmungen ergibt sich, dass ein Attaché befugt ist, eine Entscheidung über 

einen Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 9ter des Ausländergesetzes zu 

treffen.  

 

Ein Verstoß gegen den Delegationserlass ist somit nicht gegeben.  

 

Artikel 41 § 1 des Sprachengesetzes in Verwaltungsangelegenheiten bestimmt: 

 

„Zentrale Dienststellen bedienen sich in ihren Beziehungen mit Privatpersonen derjenigen der drei 

Sprachen, die diese Privatpersonen benutzt haben.“ 

 

Bei dem angefochtenen Beschluss handelt es sich um eine Entscheidung, die von einer zentralen 

Dienststelle getroffen wurde, deren Tätigkeitsbereich sich auf das gesamte Land erstreckt. Der 

Antragsteller, der eine Privatperson im Sinne von Artikel 41 Absatz 1 des Sprachengesetzes in 

Verwaltungsangelegenheiten ist, reichte seinen Antrag in deutscher Sprache ein. Der 

angefochteneBeschluss hätte daher gemäß Artikel 41 Absatz 1 des Sprachengesetzes in 

Verwaltungsangelegenheiten in deutscher Sprache abgefasst und dem Antragsteller zur Kenntnis 

gebracht werden müssen. Aus den Unterlagen in der Verwaltungsakte ergibt sich, dass der angefochtene 

Beschluss in deutscher Sprache erlassen und in deutscher Sprache mitgeteilt wurde. Der Antragsteller 

bestreitet dies nicht. Somit wurde der angefochtene Beschluss von einem zuständigen Beamten und in 

einer korrekten Sprache getroffen.  

 

Das ärztliche Gutachten vom 25. Oktober 2019 wurde dem Antragsteller auch in deutscher Sprache 

zugestellt.  

 

Ein Verstoß gegen Art. 41 § 1 und gegen Art. 42 des Sprachengesetzes in Verwaltungsangelegenheiten 

ist nicht dargelegt.  

 

Der Antragsteller trägt jedoch vor, dass der Attaché S.J. der deutschen Sprache nicht mächtig sei und 

dass der angefochtene Beschluss aus dem Französischen oder Niederländischen ins Deutsche übersetzt 

worden sei. Da nicht erwiesen ist, dass der Attaché S.J. selbst die Übersetzung ins Deutsche 

vorgenommen hätte, wird gegen den Grundsatz der Einsprachigkeit der Beamten verstoßen. Das Gleiche 

gilt für das ärztliche Gutachten, das nach Angaben des Antragstellers vom Vertrauensarzt in französischer 

Sprache verfasst und dann ins Deutsche übersetzt wurde.  

 

Artikel 43, § 2 und Artikel 43ter des Sprachengesetzes in Verwaltungsangelegenheiten lautet wie folgt: 

„Alle Bediensteten werden in eine Sprachrolle eingetragen: die niederländische Sprachrolle oder die 

französische Sprachrolle.“ Der Antragsteller macht daher zu Recht geltend, dass Attaché M.J. und der 

Arzt-Berater nicht in eine deutsche Sprachrolle eingetragen sind, da dies im Sprachengesetz nicht 

vorgesehen ist. Der Antragsteller behauptet, dass der Attaché M.J. und der Vertrauensarzt, die der 

niederländischen oder französischen Sprachgruppe angehörten keine Entscheidung in deutscher 
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Sprache treffen können. Die Verwaltungsakte enthält sowohl eine französische als auch eine deutsche 

Fassung der Entscheidung. Das ärztliche Gutachten vom 25. Oktober 2019 wurde ebenfalls in 

französischer und deutscher Sprache verfasst. Der Auffassung des Antragstellers, dass der angefochtene 

Beschluss von einem der deutschen Sprachrolle angehörenden Attaché oder Vertrauensarzt hätte 

getroffen werden müssen, kann nicht gefolgt werden. In der Tat geht weder aus dem Sprachengesetz in 

Verwaltungsangelegenheiten noch aus dem Delegationserlass hervor, dass eine deutsche Entscheidung 

oder ärztliches Gutachten von einem Beamten vorgenommen werden muss, der der deutschen 

Sprachrolle angehört, zumal keine deutsche Sprachrolle für Beamte vorgesehen ist. In den Diensten, 

deren Geltungsbereich sich auf das gesamte Land erstreckt, ist nur ein niederländischer, französischer 

und zweisprachiger Sprachrahmen vorgesehen. 

 

Der Antragsteller beruft sich auf einen Verstoß gegen die Sorgfaltspflicht, da der angefochtene Beschluss 

von einem Attaché und das ärztliche Gutachten von einem Vertrauensarzt verfasst worden seien, die 

keine Kenntnisse der deutschen Sprache nachgewiesen haben. Der Beamte und der Vertrauensarzt 

müssen in der Lage sein, die ihnen vorgelegte Verwaltungsakte und den Antrag vollständig zu verstehen.  

 

In der Annahme, dass der Attaché M.J. die Entscheidung nicht in voller Kenntnis der Sachlage hätte 

treffen können und der Vertrauensarzt das ärztliches Gutachten nicht hätte ausstellen können, kann dem 

Antragsteller nicht gefolgt werden. Zunächst einmal ist nicht bewiesen, dass Attaché M.J. und der 

Vertrauensarzt keine Deutschkenntnisse hatten. Der angefochtene Beschluss beruht auf dem ärztlichen 

Gutachten. Aus diesem Gutachten geht nicht hervor, dass der Vertrauensarzt bestimmte vorgelegte 

Unterlagen nicht berücksichtigt oder den Gesundheitszustand des Antragstellers nicht richtig beurteilt hat. 

Darüber hinaus ist zu beachten, dass gemäß Artikel 43 § 4 Absatz 4 und Artikel 43ter § 4 Absatz 4 des 

Sprachengesetzes Beamtenanwärter, die im deutschen Sprachgebiet ausgebildet wurden und die 

Aufnahmeprüfung in deutscher Sprache ablegen, eine zusätzliche Prüfung über ihre Niederländisch- oder 

Französischkenntnisse ablegen müssen, je nachdem, ob sie für die niederländische oder französische 

Rolle eingesetzt werden möchten. Die Tatsache, dass Attaché M. J. und der Vertrauensarzt der 

französischen Rolle angehören, wie der Antragsteller behauptet, bedeutet daher nicht zwangsläufig, dass 

sie die deutsche Sprache nicht beherrschen. Die Verletzung der Sorgfaltspflicht ist nicht erwiesen.  

 

Der Antragsteller ersucht den Verfassungsgerichtshof um eine Vorabentscheidung über die 

Verfassungsmäßigkeit der Erlaubnis, dass jeder Beamte eine deutschsprachige Entscheidung treffen 

oder unterzeichnen kann, ohne dass gewährleistet ist, dass er den Inhalt dieser Entscheidung versteht. 

Der Rat stellt jedoch fest, wie die obige Diskussion zeigt, dass die Beantwortung der 

Vorabentscheidungsfrage nicht unerlässlich ist, um zu entscheiden. Gemäß Artikel 26 § 2 Absatz 3 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über die Organisation, Zuständigkeit und Arbeitsweise des 

Schiedshofes ist der Rat nicht verpflichtet, dem Verfassungsgerichtshof eine Vorabentscheidungsfrage 

zu stellen, auch im Hinblick darauf, dass das Urteil des Rates noch der Kassation vor dem Staatsrat 

unterliegt.  

 

Der erste Grund ist, soweit er zulässig ist, unbegründet.  

 

2.4 In einem zweiten Grund führt der Antragsteller den Verstoß an gegen die Artikel 2 und 3 des Gesetzes 

vom 29. Juli 1991 über die ausdrückliche Begründung der Verwaltungsakte an, sowie gegen Artikel 62 § 

2 des Ausländergesetzes, gegen die materielle Begründungspflicht und die Sorgfaltspflicht als allgemeine 

Grundsätze ordnungsgemäßer Verwaltung in Verbindung mit Artikel 9ter des Ausländergesetzes sowie 

gegen Artikel 2 und 3 der am 4. November 1950 in Rom unterzeichneten und durch Gesetz vom 13. Mai 

1955 genehmigten Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (im 

Folgenden: EMRK) geltend. 

 

Zur Begründung seiner Beschwerde trägt der Antragsteller Folgendes vor: 

 

“2. Verstoß gegen die Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 über die ausdrückliche Begründung 

der Verwaltungsakte sowie Art. 62 § 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980, gegen die materielle 

Begründungspflicht und des allgemeinen 

Verwaltungsrechtsgrundsatzes der Sorgfaltspflicht in Verbindung mit Art. 9ter des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 sowie den Art. 2 und 3 der EMRK 

Gemäß der Art. 2 und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 über die ausdrückliche Begründung der 

Verwaltungsakte müssen Verwaltungsakte begründet werden. 

Dies geht auch aus Artikel 62 § 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980. 
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Die verlangte Begründung besteht aus der Angabe im Akt der faktischen und juristischen Grundlagen des 

Beschlusses. 

Sie muss „angemessen“ sein (Art. 3, G. v. 15. Dez. 1980). 

Die Entscheidung muss sich nur auf den Sachverhalt beziehen, sondern auch die im jeweiligen Fall 

anwendbaren Rechtsnormen enthalten und erklären, inwieweit diese Regeln anhand des Sachverhalts 

dazu führen, dass die entsprechende Entscheidung getroffen wird (Staatsrat, Entscheid Nr. 232.140 vom 

9. September 2015). 

 

Bericht entweder vollständig in der Entscheidung wiedergegeben wird oder dem Antragsteller spätestens 

am Tag der Notifizierung zur Kenntnis gebracht wird (RAS, Entscheid Nr. 166 862 vom 28 April 2016, Rn. 

3.5). 

Die Behörde muss sorgfältig ihre Entscheidungen treffen. 

Außerdem muss der Belgische Staat die materielle Begründungspflicht, welche beinhaltet, dass jede 

administrative Rechtshandlung auf triftigen Gründen stützt muss, beachten (Staatsrat, Entscheide Nr. 216 

669 vom 5. Dezember 2011, 215 206 vom 20. September 2011 und 185 388 vom 14. Juli 2008). Es darf 

keinen offensichtlichen Begründungsfehler geben. 

Mit andren Worten ist erforderlich, „dass für jede administrative Rechtshandlung rechtlich vertretbar 

Motive mit einer ausreichenden faktischen Grundlage vorhanden sein müssen“. 

Der Rat muss prüfen, „ob diese Behörde bei der Beurteilung von den richtigen faktischen Daten 

ausgegangen ist, ob sie diese korrekt beurteilt hat und ob sie aufgrund dessen nicht unvernünftig zu ihrem 

Beschluss gekommen ist“, wobei diese Prüfung anhand der Gesetzesbestimmungen erfolgen muss, auf 

die sich der Belgische Staat stützt (RAS, Entscheid Nr. 199 792 vom 15. Februar 2018). 

Gemäß Art. 9ter § 3 Nr. 5 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 wird der Antrag auf Gewährung eines 

Aufenthaltsrechts als unzulässig erklärt, „in den in Artikel 9bis § 2 Nr. 1 bis 3 erwähnten Fällen oder wenn 

die angeführten Sachverhalte zur Unterstützung des Antrags auf Erlaubnis, sich im Königreich 

aufzuhalten, bereits im Rahmen eines vorherigen Antrags auf Aufenthaltserlaubnis aufgrund der 

vorliegenden Bestimmung angeführt wurden, mit Ausnahme von Sachverhalten, die im Rahmen eines 

Antrags angeführt wurden, der aufgrund von Artikel 9ter § 3 Nr. 1,2 oder 3 für unzulässig erachtet wurde, 

und mit Ausnahme von Sachverhalten, die in vorherigen Anträgen, die zurückgenommen wurden, 

angeführt wurden“. 

Die Art. 2 und 3 EMRK schützen das Leben sowie die geistige und körperliche Integrität. 

In seinem Entscheid Paposhvili g. Belgien vom 13. Dezember 2016 hat der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte (EGMR) ausgeführt, dass eine Ablehnungsentscheidung bezüglich eines Antrags auf 

medizinische Regularisierung eine Rückkehrentscheidung ist und als solche die Garantien der 

Rückkehrrichtlinie einhalten muss und der Europäischen Menschenrechtscharta einhalten muss (§ 122). 

So wäre eine entsprechende Entscheidung u.a. problematisch in Bezug auf Art. 3 EMRK, wenn der 

Antragsteller im Falle einer Rückkehr in sein Heimatland, mangels angemessener 

Behandlungsmöglichkeiten oder effektiven Zugangs zu diesen, dem tatsächlichen Risiko ausgesetzt 

wäre, einem schweren, schnellen und irreversiblen Schwinden seines Gesundheitszustands zu erleiden, 

welcher starkes Leiden oder eine bedeutende Verschlechterung der Lebenserwartung mit sich bringt (§ 

183). 

Vorliegend hat Herr P. folgendes geltend gemacht: 

Er leide an einer schweren Form von Epilepsie und depressiven Angstzustände und benötige eine 

umfangreiche medikamentöse Behandlung (Keppra, Lamictal, Vimpat, Lyrica, Alprazolam, Serlain und 

Mirtazapine). Eine entsprechende Bescheinigung wurde durch Dr. P., Facharzt für Neurologie erstellt. Zu 

den Folgen einer Beendigung der Behandlung sieht der behandelnde Arzt folgendes Risiko „aggravation 

des crises, état de mal épileptique avec risque de décès, important handicap tant psychique que social“. 

Der Arzt ist außerdem der Ansicht, dass die erforderliche Behandlung in Bosnien nicht verfügbar ist. 

- Dr. S., Facharzt für Neurologie und Psychiatrie, welcher Herrn P. seit 2011 psychiatrisch begleitet, 

bescheinigt, dass dieser unter einem PTBS und verschiedenen Angststörungen leidet. Auch er kommt zu 

dem Schluss, dass „ein Verbleib in Belgien [...] aus ärztlicher Sicht zur Fortführung der Therapie dringend 

zu empfehlen [ist].“ 

- Der Antrag auf medizinische Regularisierung wurde durch aktuelle Informationen zur Situation in Bosnien 

ergänzt. 

In der Begründung seines Gutachtens geht der beratende Arzt nicht auf das traumatische Erlebnis ein, 

welches Herr P. in Bosnien erlebt hat (Vergewaltigung) und welches u.a. rechtfertigt, dass eine Rückkehr 

aus psychiatrischer Sicht nicht empfohlen werden kann (Gefahr der Retraumatisierung). Vielmehr führt 

er, es habe keine Veränderung zu den vorherigen Attesten gegeben, obschon hier ein neues Element, 

welches sein Trauma rechtfertigen kann, angeführt wurde. 

Er äußert sich auch nicht zu der durch Dr. P. angeführten Verschlimmerung der Frequenz der Krisen, 

insbesondere der allgemeinen Krisen. 
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Der Arzt des Ausländeramtes kommt zu dem Schluss, dass sowohl die Diagnose, als auch die 

Behandlung unverändert sei, dass es eine Unterbrechung der Behandlung ohne Komplikationen gegeben 

habe und dass demnach keine neuen Elemente vorliegen würden. 

Beim Abgleich der ärztlichen Atteste der Dr. P. vom 22. November 2017 (Unterlage 4) und vom Jahr 2013 

(Unterlage 3) lässt jedoch eine Entwicklung der Erkrankung und der Behandlung feststellen: 

- Im Attest von 2013 war nicht die Rede davon, dass es sich um eine frontale Epilepsie handelt. Auch von 

einer Klaustrophobie, einer Agoraphobie mit Panikattacken wurde nicht gesprochen. Ebenfalls war 2013 

nicht die Rede von einem erschwerten depresiven Angstsyndrom die Rede. 

Weshalb diese Elemente keine neu medizinische Diagnose darstellen, ergibt sich nicht aus dem Bericht 

des beratenden Arztes. 

Trobalt wird nicht mehr weiter verschrieben, stattdessen Lyrica 2 x 300 mg. Die Dose Lamictal wurde von 

2 x 200 mg auf 2 x 250 mg erhöht und bei Bedarf werden zusätzlich Alprazolam, Serlain 100 mg und 

Mirtazipine 30 mg verschrieben. 

Herr P. ist kein Mediziner, so dass es ihm nicht möglich ist, zu verstehen, weshalb der beratende Arzt 

schlussfolgert, es bestünde eine gleichartige Behandlung wie im vorherigen Antrag (selbe Wirkstoffe o.ä.). 

 

Es wird eine ungünstige Entwicklung befürchtet mit kognitiven Störungen, Verhaltensstörungen, ... 

- In den unberücksichtigten Attesten ist außerdem von einer Verschlimmerung der Frequenz der Krisen 

die Rede. 

Bei den neuen Elementen handelt es sich unter anderem um alles, was in dem Attest von Dr. P. vom 22. 

November 2017 in kursiv geschrieben wurde. Es wurden ganz klar neue Medikamente verschrieben und 

die Dosis anderer Medikamente musste erhöht werden. 

Es ist unklar, inwiefern der Belgische Staat diese Elemente tatsächlich berücksichtigt hat, bzw. die 

Entscheidung erklärt nicht, weshalb es sich nicht um neue medizinische Elemente handeln würde. 

Nicht nachvollziehbar ist zudem, weshalb die Ministerin den Antrag für unzulässig erklärt, obschon der 

Vertrauensarzt selbst feststellt, dass es sich bei Tinitus um ein neues medizinisches Element handelt. 

Sollte der Schlussfolgerung des Vertrauensartzes gefolgt werden müssen, wonach es sich nicht um eine 

aktuelle Beschwerde handelt, so hätte der Antrag nicht für unzulässig, sondern allenfalls für unbegründet 

erklärt werden dürfen. 

Weder aus der Entscheidung der Ministerin noch aus dem Gutachten des medizinischen Beamten geht 

dann auch hervor, dass man die Berichte zur Lage des Gesundheitswesens in Bosnien-Herzegowina zur 

Kenntnis genommen und berücksichtigt hat. Hierbei handelt es sich jedoch um Berichte amtlicher 

deutscher Stellen, welche den vorherigen Anträgen nicht beigefügt waren und ein neues Licht auf die 

Behandlungsmöglichkeiten in Bosnien werden. 

Die Ministerin erklärt nicht, weshalb dieser neue Bericht nicht im Rahmen seiner Entscheidung 

berücksichtigt wird. 

Insgesamt muss daher festgestellt werden, dass der Belgische Staat nicht seiner Begründungs- und 

Sorgfaltspflicht nachgekommen ist, indem es dem Antragsteller nicht möglich ist, beim Lesen der 

Entscheidung zu verstehen, weshalb die seiner Ansicht nach neuen Elemente zu einem Beschluss auf 

Unzulässigkeit geführt haben und der Antrag aufgrund von Art. 9 § 3 Nr. 5 des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 abgelehnt wird. 

Dies ist auch in Bezug auf den Bericht des Dr. L. festzustellen. Der Bericht stammt vom 25. Oktober 2017. 

Der ausländische Arzt nimmt jedoch zu einer vor der Ankunft von Herrn P. erfolgten Untersuchung 

Stellung. Er behauptet nicht, die Untersuchung habe an besagtem 25. Oktober 2017 stattgefunden. 

Zudem wird gegen Art. 2 und 3 EMRK verstoßen, insofern zwei Ärzte (Dr. S. und Dr. P.) feststellen, dass 

eine Rückkehr nach Bosnien aus medizinischer Sicht nicht empfohlen ist, sondern vielmehr ein Verbleib 

in Belgien notwendig ist, um zu vermeiden, dass ein Gesundheitszustand sich verschlechtert, bis hin zu 

einer schweren Behinderung mit Sterberisiko. 

Das Risiko einer schwere Behinderung oder ein Sterberisiko erfüllen die Bedingungen, die im Entscheid 

Paposhvili aufgeführt werden. 

Wie bereits angemerkt, werden diese Risiken durch die behandelnden Ärzte bescheinigt, aber nicht durch 

das Ausländeramt in der Entscheidung berücksichtigt. 

 

Die Erkrankung von Herrn P. stellt - laut behandelndem Arzt - eine ernsthafte Gefahr für dessen Leben 

und körperliche sowie psychische Integrität dar. 

Zudem wurde ein stationärer Aufenthalt in der Klinik St. Vith verschrieben (Unterlage 4), welcher in Kürze 

angetreten werden soll. Diesbezüglich ist keineswegs sichergestellt, dass sie in Bosnien erfolgen könnte. 

Die hinterlegten Berichte lassen berechtigte Zweifel hieran aufkommen. 

Es muss daher festgestellt werden, dass die Entscheidung auch die Art. 2 und 3 EMRK verletzt. 

Die Entscheidung muss daher ausgesetzt und annulliert werden.” 
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2.5 Im Schriftsatz mit Anmerkungen antwortet die Beklagte Partei wie folgt: 

 

"Die zwingende Begründung, an die die Verwaltungsbehörde gebunden ist, soll dem Empfänger der 

Entscheidung ermöglichen, die Beweggründe zu begreifen, die dieser Entscheidung zugrunde liegen, 

ohne dass diese jedoch den Grund des Grundes erläutern muss2.  

Es reicht demnach aus, dass die Entscheidung klar die Argumentation des Autors hervorhebt, damit der 

Empfänger diese Entscheidung versteht, und sie gegebenenfalls anfechten kann3.  

Dies ist in vorliegendem Fall gegeben, so dass das Rechtsmittel, das eine potentielle Verletzung von 

Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 geltend macht, unbegründet ist und abgewiesen werden muss4. 

Der Artikel 9ter, §3 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in seiner geänderten Version vom 8. Januar 

2012 sieht vor, dass:  

„§ 3 - Der Beauftragte des Ministers erklärt den Antrag für unzulässig:  

[5.] in den in Artikel 9bis § 2 Nr. 1 bis 3 erwähnten Fällen oder wenn die angeführten Sachverhalte zur 

Unterstützung des Antrags auf Erlaubnis, sich im Königreich aufzuhalten, bereits im Rahmen eines 

vorherigen Antrags auf Aufenthaltserlaubnis aufgrund der vorliegenden Bestimmung angeführt wurden.“  

2. Diese Bestimmung erlaubt es dem Beklagten einen Antrag für unzulässig zu erklären wenn dieser 

Antrag sich auf dieselben Elemente stützt, die bereits im Rahmen eines vorherigen Antrags auf Basis des 

Artikels 9ter angeführt und verworfen wurden. Zu betonen ist, dass der Text sich nicht auf die 

Unzulässigkeit der Anträge, die sich auf dieselben medizinischen Dokumente stützen, beschränkt, wie es 

der Antragsteller es in seinem Einspruch zu verstehen gibt. Die Tatsache, dass der Antragsteller über ein 

aktualisiertes medizinisches Attest, im Vergleich zu dem (oder denen), die im Rahmen eines ersten 

Antrags hinterlegt wurden, verfügt, hindert keineswegs daran dass der Beklagte der Ansicht ist, dass der 

zweite Antrag sich auf dieselben Elemente im Vergleich zum ersten Antrag stützt.  

Der Antragsteller macht geltend, dass seine Krankheit sich verschlimmert hat, als Beweis dafür führt er 

die unterschiedliche Einstufung seiner Krankheit durch den Arzt an. Er bezieht sich auf das Attest des Dr. 

P. vom 22. Dezember 2017. Nun hebt der Vertrauensarzt hervor, dass: 

 

„Zu beachten: Epilepsie-Diagnose wie bereits im vorherigen Antrag 9ter, ohne andere neue neurologische 

Diagnose.  

Gleichartige Arzneimittel/Behandlung wie die Behandlung, die im Antrag 9ter von 2013 angegeben wurde. 

Seit April 2012 hat kein weiterer Krankenhausaufenthalt stattgefunden. Ein möglicher chirurgischer 

Eingriff wird erneut zur Sprache gebracht; dieses Mal in Belgien und nicht in Deutschland. Allerdings ist 

dieser Eingriff seit seiner ersten Erwähnung im Februar 2013 (siehe Antrag 9ter von 2013) immer noch 

nicht durchgeführt worden, wobei das Ausbleiben dieses Eingriffs keine schwere Komplikation verursacht 

hat, die einen Krankenhausaufenthalt notwendig gemacht halte.“  

Zudem erklärt der Vertrauensarzt: „Aus den ärztlichen Attesten geht hervor, dass der Gesundheitszustand 

des Bettreffenden im Vergleich zu den ärztlichen Attesten, die dem Antrag 9ter vom 20.August 2013 

beigefügt worden sind, unverändert ist. Die psychiatrischen und neurologischen Diagnosen aus diesem 

Antrag vom 29. November 2017 wurden bereits zuvor erläutert. Mit den ärztlichen Attesten von 2017, 

2018 und 2019 wird keine neue Diagnose nachgewiesen; sie bestätigen nur die zu einem früheren 

Zeitpunkt erstelle Gesundheitsprüfung. Die auf den ärztlichen Attesten von 2017, 2018 und 2019 

angegebene Behandlung entspricht den im Rahmen des Antrags von 2013 vorlegten ärztlichen Attesten 

und es hat weder ein erneuter Krankenhausaufenthalt (seit April 2012) stattgefunden noch wurde ein 

chirurgischer Eingriff vorgenommen.  

Aus den ärztlichen Attesten von 2017, 2018 und 2019 geht hervor, dass der Gesundheitszustand des 

Bettreffenden und die damit verbundene Behandlung seit der Ausstellung der ärztlichen Atteste, die dem 

Antrag 9ter vom 20. August 2013, über den das Ausländeramt bereits befunden hat, beigefügt worden 

sind, unverändert sind.“ (Stück 2).  

Die vorstehenden Ausführungen beweisen, dass der Beklagte zu Recht angenommen hat, dass der 

zweite Antrag 9ter sich auf dieselben Elemente des ersten Antrags stützt und dass somit den dritten 

Antrag für unzulässig erklärt hat. 

 

Der Vertrauensarzt stellt zu Recht fest, dass der Antragsteller zum Zweck seines dritten Antrags 

keineswegs geltend macht, dass er an einer neuen Erkrankung, die noch nicht durch den Beklagten im 

Rahmen des ersten Antrags geprüft worden wäre, leiden würde. In seinem Antrag und seinem Einspruch 

erbringt der Antragsteller kein anderes Element welches es ermöglichen würde, die Wirklichkeit der 

Verschlimmerung seiner Krankheit zu beweisen.  

Dementsprechend beweist die angebliche Aktualisierung der medizinischen Situation des Antragstellers 

keinesfalls, dass ein neues Element bezüglich seines Gesundheitszustandes, welches eine neue 

Untersuchung durch den Arzt-Beamten, seiner medizinischen Situation erforderlich machen würde, 

vorliegt.  
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3. In diesem Sinne erinnert die Beklagte daran, dass Ihr Rat die Beurteilung der Beklagten nicht durch 

seine Beurteilung ersetzen darf5. Tatsächlich ist es dem hiesigen Rat nicht gestattet, im Rahmen des 

anhängigen Verfahrens der Rechtmäßigkeitskontrolle, die Beurteilung der Verwaltung durch seine 

Beurteilung zu ersetzen und muss im Gegenteil einzig und allein überprüfen ob die Verwaltung nicht 

Begebenheiten für wahr gehalten hat, die nicht aus der administrativen Akte hervorgehen und ob sie 

diesen Begebenheiten keine Interpretation gegeben hat, die ein offensichtliches Ermessensirrtum bildet6.  

4. Bezüglich der Verletzung der Artikel 2 und 3 der EKMR stellt die Beklagte fest, dass die angefochtene 

Entscheidung mit keiner Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen versehen ist sodass dieser 

Beschwerdegrund zum jetzigen Zeitpunkt verfrüht ist. 

 

Hilfsweise erinnert die Beklagte daran, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 

bereits entschieden hat, dass die Ausländer, für welche eine Ausweisungsmaßnahme durch ein Land 

getroffen worden ist, grundsätzlich nicht das Recht auf dem Staatsgebiet dieses Landes zu bleiben 

geltend machen können um weiterhin die Hilfe und die medizinischen Dienstleistungen, die ihm zur 

Verfügung gestellt werden, zu nutzen. Die Tatsache, eine erhebliche Beeinträchtigung seiner Situation zu 

erleiden genügt nicht um per se eine Verletzung des Artikels 3 der EKMR festzustellen. Außer im Falle 

von außergewöhnlichen Umständen hat ein Vertragsstaat gemäß dem Artikel 3 der EKMR nicht die Pflicht, 

notdürftig den Behandlungsniveau-Unterschied zwischen diesem Staat und dem Herkunftsstaat zu 

beheben7. Ebenso ist die Tatsache, dass die Situation des Betroffenen in seinem Herkunftsstaat 

unvorteilhafter, als im Staat der ihm eine medizinische Betreuung leistet, wäre, in Bezug auf die Verletzung 

von Artikel 3 der EKMR nicht entscheidend.  

In dieser Hinsicht stellt die Beklagte fest, dass der Antragsteller indem er keine ausreichend präzise, 

ausführliche und auf medizinisch gestützte Tatsachen erbringt, nicht beweist, dass er sich in 

außergewöhnlichen Umständen befinden würde, in welchen die angefochtene Entscheidung die 

Verletzung des Artikels 3 der EKMR mit sich bringen würde. 

 

Nach dieser Präzisierung wird die Analyse der Situation des Antragstellers und das potentielle Risiko von 

unmenschlichen und erniedrigenden Behandlungen gegebenenfalls zum Zeitpunkt der 

Zwangsvollstreckung der Entscheidung und nicht zum Zeitpunkt der Ausstellung der Entscheidung, 

gemacht werden müssen8. Dementsprechend ist dieses Argument verfrüht9." 

 
2.6 Die ausdrückliche Begründungspflicht, wie sie in den Artikeln 2 und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 

und darüber hinaus in Artikel 62 des Ausländergesetzes festgelegt ist, soll die Verwaltungsbehörde über 

die Gründe für ihre Entscheidung informieren, damit sie beurteilen kann, ob Gründe für die Einlegung der 

ihr zur Verfügung stehenden Berufungsmittel vorliegen. Die oben genannten Artikel verpflichten die 

Behörden, die juristischen und faktischen Grundlagen, auf die sich der Beschluss stützt, in die Akte 

aufzunehmen, und zwar in angemessener Weise (Staatsrat 6. September 2002, Nr. 110.071; Staatsrat 

19 März 2004, Nr. 129.466; Staatsrat 21. Juni 2004, Nr. 132.710). Der Begriff „angemessen“ impliziert, 

dass die verlangte Begründung in juristischer und faktischer Hinsicht in einem angemessenen Verhältnis 

zum Gewicht der getroffenen Entscheidung stehen muss. 

 

Der Rat stellt fest, dass in dem angefochtenen Beschluss die maßgeblichen Gründe, auf deren Grundlage 

diese Entscheidung getroffen wurde, klar dargelegt sind. Erstens wird unter Bezugnahme auf einen Antrag 

vom 29. November 2017, auf die anwendbare Rechtsnorm, d. h. Artikel 9ter, §3, 5° des 

Ausländergesetzes, und auf eine Stellungnahme eines Vertrauensarztes vom 25. Oktober 2019 

tatsächlich festgestellt, dass die im aktuellen Antrag geltend gemachten Elemente gemäß Artikel 9ter des 

Ausländergesetzes bereits in einem früheren Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis geltend gemacht 

wurden.  

 

Die vorgenannte Begründung erlaubt es dem Antragsteller, seine Rechtsmittel in voller Kenntnis der 

Sachlage zu verfolgen. Damit ist der Hauptzweck der formellen Begründungspflicht erfüllt (Staatsrat 5. 

Februar 2007, Nr. 167.477; Staatsrat 31. Oktober 2006, Nr. 164.298). Ein Verstoß gegen die Artikel 2 und 

3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 oder nach Artikel 62 des Ausländergesetzes ist nicht ersichtlich.  

 

Soweit der Antragsteller angibt, dass er nicht einverstanden ist, und sich damit auf eine Verletzung der 

materiellen Begründungspflicht beruft, betont der Rat, dass es bei der Beurteilung der materiellen 

Begründungspflicht nicht in die Zuständigkeit des Rates fällt, seine Beurteilung an die Stelle derjenigen 

der Verwaltungsbehörde zu setzen. Der Rat ist in Ausübung seiner gesetzlichen Überprüfungsbefugnisse 

nur befugt, zu prüfen, ob diese Behörde ihre Beurteilung des Antrags auf den richtigen Sachverhalt 

gestützt hat, ob sie diesen richtig beurteilt hat und ob sie auf dieser Grundlage nicht unangemessen zu 

ihrer Entscheidung gelangen konnte.  
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Die Beachtung des Sorgfaltsgrundsatzes, der nach Auffassung des Antragstellers ebenfalls verletzt 

worden sei, verlangt, dass die von der Verwaltung getroffene Entscheidung auf alle in den Akten 

befindlichen Informationen und alle darin enthaltenen relevanten Schriftstücke gestützt werde.  

 

Die genannten Verstöße sind im vorliegenden Fall im Rahmen der Anwendung der Bestimmungen des 

Artikels 9ter § 3 Absatz 5 des Ausländergesetzes zu prüfen, auf dessen Grundlage der angefochtene 

Beschluss ergangen ist. Artikel 9ter des Ausländergesetzes bestimmt Folgendes: 

 

„§ 1  

Ein Ausländer, der sich in Belgien aufhält, seine Identität gemäß § 2 nachweist und so sehr an einer 

Krankheit leidet, dass sie eine tatsächliche Gefahr für sein Leben oder seine körperliche Unversehrtheit 

oder eine tatsächliche Gefahr einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung darstellt, wenn in 

seinem Herkunftsland oder dem Land, in dem er sich aufhält, keine angemessene Behandlung vorhanden 

ist, kann beim Minister beziehungsweise seinem Beauftragten beantragen, dass ihm der Aufenthalt im 

Königreich erlaubt wird. 

Der Antrag muss per Einschreiben beim Minister beziehungsweise seinem Beauf-tragten eingereicht 

werden und die Adresse des tatsächlichen Wohnortes des Ausländers in Belgien enthalten. 

Mit dem Antrag übermittelt der Ausländer alle nützlichen Auskünfte [neueren Datums] zu seiner Krankheit 

sowie zu den Möglichkeiten und der Zugänglichkeit einer angemessenen Behand¬lung in seinem 

Herkunftsland oder in dem Land, in dem er sich aufhält. 

 

Er übermittelt ein vom König in einem im Ministerrat beratenen Erlass vorgesehenes ärztliches 

Standardattest. Dieses ärztliche Attest[, das bei Einreichung des Antrags nicht älter als drei Monate sein 

darf,] gibt Auskunft über die Krankheit, ihren Schweregrad und die als notwendig erachtete Behandlung. 

Die Beurteilung der in Absatz 1 erwähnten Gefahr, der Behandlungsmöglichkeiten, ihrer Zugänglichkeit 

in seinem Herkunftsland oder dem Land, in dem er sich aufhält, und der Krankheit, ihrem Schweregrad 

und der als notwendig erachteten Behandlung, die im ärztlichen Attest angegeben werden, wird von einem 

beamteten Arzt oder von einem vom Minister beziehungsweise von seinem Beauftragten bestimmten Arzt 

vorgenommen, der diesbezüglich ein Gutachten abgibt. Er kann falls erforderlich den Ausländer 

untersuchen und bei Gutachtern ein zusätzliches Gutachten einholen. 

§ 1/1 (…) 

§ 2 (…) 

§ 3  

§ 3 - Der Beauftragte des Ministers erklärt den Antrag für unzulässig: 

1° wenn der Ausländer seinen Antrag nicht per Einschreiben beim Minister beziehungsweise seinem 

Beauftragten einreicht oder wenn der Antrag die Adresse seines tatsächlichen Wohnortes in Belgien nicht 

enthält, 

2° wenn der Ausländer im Antrag seine Identität nicht gemäß den in § 2 erwähnten Modalitäten nachweist 

oder wenn der Antrag den Nachweis, der in § 2 Absatz 3 vorgesehen ist, nicht enthält, 

3° wenn das ärztliche Standardattest nicht mit dem Antrag vorgelegt wird oder wenn das ärztliche 

Standardattest die in § 1 Absatz 4 vorgesehenen Bedingungen nicht erfüllt, 

4° wenn der in § 1 Absatz 5 erwähnte beamtete Arzt oder der vom Minister bezie-hungsweise von seinem 

Beauftragten bestimmte Arzt in einem Gutachten feststellt, dass es sich bei der Krankheit offensichtlich 

nicht um eine in § 1 Absatz 1 erwähnte Krankheit handelt, aufgrund deren der Ausländer eine Erlaubnis, 

sich im Königreich aufzuhalten, erhalten kann, 

5° in den in Artikel 9bis § 2 Nr. 1 bis 3 erwähnten Fällen oder wenn die angeführten Sachverhalte zur 

Unterstützung des Antrags auf Erlaubnis, sich im Königreich aufzuhalten, bereits im Rahmen eines 

vorherigen Antrags auf Aufenthaltserlaubnis aufgrund der vorliegenden Bestimmung angeführt wurden[, 

mit Ausnahme von Sachverhalten, die im Rahmen eines Antrags angeführt wurden, der aufgrund von 

Artikel 9ter § 3 Nr. 1, 2 oder 3 für unzulässig erachtet wurde, und mit Ausnahme von Sachverhalten, die 

in vorherigen Anträgen, die zurückgenommen wurden, angeführt wurden. 

§ 4 (…) 

§ 5 (…) 

§ 6 (…)  

§ 7 (…) 

§ 8 (…)“ 

 

Wie oben ausgeführt, verweist der Beauftragte im angefochtenen Bescheid auf das Gutachten des 

Vertrauensarztes vom 25. Oktober 2019. Dieses ärztliche Gutachten, das dem Antragsteller in 

versiegeltem Umschlag zugestellt wurde, lautet wie folgt: 
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„(…) 

Sehr geehrter Herr S., 

Artikel 9fer§ 3 Nr. 5 

Sie haben mich gebeten, das ärztliche Standardattest, das oben erwähnte Person im Rahmen ihres am 

29. November 2017 eingereichten Antrags auf Aufenthaltserlaubnis vorgelegt hat, zu prüfen. 

Sie bitten mich darum, die im Rahmen der Anträge 9ter vom 20. August 2013 und 29. November 2017 

vorgelegten medizinischen Unterlagen miteinanderzu vergleichen. 

Der am 20. August 2017 eingereichte Antrag, über den das Ausländeramt bereits befunden hat, betraf 

eine posttraumatische Epilepsie sowie psychische Störungen in Form einer depressiven Episode und 

PTBS, die sich als Reaktion auf die Ablehnung des Aufenthaltsantrags verschärft haben. Der Betreffende 

wurde mit Arzneimitteln behandelt und von einem Neurologen und einem Psychiater betreut. Der letzte 

Krankenhausaufenthalt war im April 2012. Die Möglichkeit einer chirurgischen Behandlung der Epilepsie 

wurde 2013 zur Sprache gebracht. 

Der Betreffende legt im Rahmen seines Antrags vom 29. November 2017 folgende Unterlagen vor: 

Medizinischer Bericht vom 10. Oktober 2013 von Dr. P. (Neurologie) 

Medizinischer Bericht vom 23. Januar 2014 von Dr. P. (Neurologie) 

Medizinischer Bericht vom 24. Januar 2014 von Dr. C. (Chirurgie): Aufnahme in die Notaufnahme wegen 

Schmerzen in beiden Füßen nach einem Sturz; Diagnose: Prellung 

Medizinischer Bericht vom 25. Oktober 2017 (und seine Übersetzung ins Deutsche) eines Dr. L. (Abteilung 

für Neurologie im Ausland) 

Zu beachten: Es werden keine Angaben zur Identität des betreffenden Patienten in dieser Unterlage 

gemacht; daher ist es nicht möglich, diese Unterlage im vorliegenden Antrag 9ter zu berücksichtigen. Der 

betreffende Arzt beschreibt eine neurologische Untersuchung, die in keinem Fall am 25. Oktober 2017 

beim Antragsteller durchgeführt worden sein kann, da dieser sich seit Oktober 2010 in Belgien auf hält. 

Es ist ebenfalls darauf hinzuweisen, dass dieser Arzt bereits im Rahmen des Antrags 9ter vom 20. August 

2013 zu einer am 23. September 2013 erfolgten ärztlichen Untersuchung einen medizinischen Bericht 

erstellt hatte, der auch nicht der Wahrheit entsprechen konnte, da sich der Antragsteller zu diesem 

Zeitpunkt bereits in Belgien aufhielt. 

Ärztliches Attest vom 31. Oktober 2017 von Dr. S. (Psychiatrie): gleiche Diagnose, 

Arzneimittelbehandlung (ohne genauere Angabe), ein Krankenhausaufenthalt ist nicht nötig gewesen 

Ärztliches Attest vom 22. November 2017 von Dr. P. (Neurologie) 

Zu beachten: Epilepsie-Diagnose wie bereits im vorherigen Antrag 9ter, ohne andere neue neurologische 

Diagnose. Gleichartige Arzneimittelbehandlung wie die Behandlung, die im Antrag 9ter von 2013 

angegeben wurde. Seit April 2012 hat kein weiterer Krankenhausaufenthalt stattgefunden. Ein möglicher 

chirurgischer Eingriff wird erneut zur Sprache gebracht; dieses Mal in Belgien und nicht in Deutschland. 

Allerdings ist dieser Eingriff seit seiner ersten Erwähnung im Februar 2013 (siehe Antrag 9ter von 2013) 

immer noch nicht durchgeführt worden, wobei das Ausbleiben dieses Eingriffs keine schwere 

Komplikation verursacht hat, die einen Krankenhausaufenthalt notwendig gemacht hätte. 

Ärztliches Attest vom 9. Januar 2018 von Dr. S. (Psychiatrie) 

Zu beachten: Hier wird die gleiche Diagnose wie in den Unterlagen zum Antrag 9ter von 2013 aufgeführt. 

Gleichartige Arzneimittelbehandlung. Es hat kein Krankenhausaufenthalt in der Psychiatrie stattgefunden. 

Im Attest werden die gleichen Erwägungen zu den Punkten B, D, E, F und G wie in den ärztlichen Attesten 

zum Antrag von 2013 aufgeführt. Aus der Kontaktliste ist ersichtlich, dass zwischen dem 7. März 2013 

und dem 13. Januar 2017 keine Kontaktaufnahme stattgefunden hat. Das Ausbleiben einer Betreuung 

während 4 Jahren hat jedoch keine schweren Komplikationen hervorgerufen. 

Medizinischer Bericht vom 31. Januar 2018 von Dr. P. (Neurologie): Kontrolluntersuchung in Bezug auf 

die refraktäre Epilepsie. Es hat kein Krankenhausaufenthalt stattgefunden. Die Diagnosen umfassen eine 

refraktäre Epilepsie (bereits bekannte Diagnose, gleichartige Arzneimittelbehandlung wie die im 

vorherigen Antrag 9ter angegebene Behandlung), eine posttraumatische Anpassungsstörung (bereits 

bekannte Diagnose, gleichartige Behandlung), Tinnitus (rechts) (Beschwerden ohne tatsächliche und 

konkrete Gefahr für das Leben und die körperliche Unversehrtheit; die vorgeschlagene Behandlung für 

einen Zeitraum von 2 Wochen ist im Oktober 2019 folglich seit langer Zeit abgeschlossen und daher 

erfolgt derzeit keine Behandlung; bei ausbleibender Behandlung im Oktober 2019 also keine Gefahr für 

eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung, keine objektivierte oder dokumentierte HNO-

Erkrankung). 

Zu beachten: Der Tinnitus wird in der Folge dieser Akte nicht mehr zur Sprache gebracht und ist nicht 

mehr als aktuelle Beschwerde anzusehen. 

Ärztliches Attest vom 15. März 2018 von Dr. S. (Psychiatrie): Es handelt sich um die gleichen Diagnosen 

wie im vorherigen Antrag 9ter, gleichartige Arzneimittelbehandlung, kein Krankenhausaufenthalt 

Ärztliches Attest vom 22. März 2018 von Dr. S. (Psychiatrie): idem Attest vom 15. März 2018 
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Medizinischer Bericht vom 9. April 2018 von Dr. P. (Neurologie): Kontrolluntersuchung in Bezug auf die 

refraktäre Epilepsie. Der Antragsteller leidet immer noch an generalisierten epileptischen Anfällen trotz 

korrekter Blutspiegelwerte (oberer therapeutischer Bereich) der Antiepileptika. Änderung der 

Arzneimitteldosierung. Arzneimittelbehandlung mit denselben Arzneimitteln und neurologische 

Betreuung. 

Ärztliches Attest vom 28. Mai 2018 von Dr. S. (Psychiatrie): die gleichen Diagnosen, weitere 

Arzneimittelbehandlung und medizinische Betreuung, immer noch kein Krankenhausaufenthalt 

Ärztliches Attest vom 11. September 2018 von Dr. S. (Psychiatrie): die gleichen Diagnosen, weitere 

Arzneimitteibehandlung und medizinische Betreuung und dies für eine Dauer von ein bis zwei Jahren 

(Dauer unverändert seit den ersten Attesten), immer noch kein Krankenhausaufenthalt 

Ärztliches Attest vom 17. September 2018 von Dr. P. (Neurologie): die gleichen Diagnosen in Bezug auf 

die refraktäre Epilepsie mit erhöhter Anfallshäufigkeit seit Januar 2018 und auf das durch die soziale Lage 

verschlimmerte Angstsyndrom und depressive Syndrom. Gleichartige Arzneimittelbehandlung. Seit April 

2012 hat kein weiterer Krankenhausaufenthalt stattgefunden. 

Zu beachten: Es wird stets ein Krankenhausaufenthalt (in Belgien und nicht mehr in Deutschland) und 

eine epileptische Chirurgie zur Sprache gebracht, wobei diese Möglichkeiten seit Jahren erwähnt, aber 

nie durchgeführt worden sind, wobei es keine dokumentierte schwere Komplikation gegeben hat. Seit 

Jahren wird kein neuer Sachverhalt angeführt. 

Zu beachten: Dieser Facharzt weist darauf hin, dass eine regelmäßige Einnahme der Arzneimittel im 

Herkunftsland unmöglich ist und er sich lediglich auf die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen stützt, 

um dies zu behaupten. Dieser Arz  

 

Ärztliches Attest vom 7. Januar 2019 von Dr. P. (Neurologie): die gleichen Diagnosen, gleichartige 

Behandlung 

Ärztliches Attest vom 17. Januar 2019 von Dr. S. (Psychiatrie): keine neue Diagnose, gleichartige 

Arzneimittelbehandlung und medizinische Betreuung für eine Dauer von ein bis zwei Jahren, kein 

Krankenhausaufenthalt 

Ärztliches Attest vom 30. April 2019 von Dr. S. (Psychiatrie): keine neue Diagnose, gleichartige 

Arzneimittelbehandlung und medizinische Betreuung für eine Dauer von ein bis zwei Jahren, kein 

Krankenhausaufenthalt 

Ärztliches Attest vom 16. September 2019 von Dr. S. (Psychiatrie): keine neue Diagnose, gleiche 

Arzneimittelbehandlung und medizinische Betreuung für eine Dauer von ein bis zwei Jahren, kein 

Krankenhausaufenthalt 

Aus den ärztlichen Attesten geht hervor, dass der Gesundheitszustand des Betreffenden im Vergleich zu 

den ärztlichen Attesten, die dem Antrag 9ter vom 20. August 2013 beigefügt worden sind, unverändert ist. 

Die psychiatrischen und neurologischen Diagnosen aus diesem Antrag vom 29. November 2017 wurden 

bereits zuvor erläutert. Mit den ärztlichen Attesten von 2017, 2018 und 2019 wird keine neue Diagnose 

nachgewiesen; sie bestätigen nur die zu einem früheren Zeitpunkt erstellte Gesundheitsprüfung. Die auf 

den ärztlichen Attesten von 2017, 2018 und 2019 angegebene Behandlung entspricht den im Rahmen 

des Antrags von 2013 vorgelegten ärztlichen Attesten und es hat weder ein erneuter 

Krankenhausaufenthalt (seit April 2012) stattgefunden noch wurde ein chirurgischer Eingriff 

vorgenommen. 

Aus den ärztlichen Attesten von 2017, 2018 und 2019 geht hervor, dass der Gesundheitszustand des 

Betreffenden und die damit verbundene Behandlung seit der Ausstellung der ärztlichen Atteste, die dem 

Antrag 9ter vom 20. August 2013, über den das Ausländeramt bereits befunden hat, beigefügt worden 

sind, unverändert sind. 

Es kann geschlussfolgert werden, dass in Bezug auf diese Sachverhalte der Gesundheitszustand und die 

damit verbundene Behandlung des Betreffenden unverändert bleiben. 

t hatte offensichtlich keine Kenntnis vom vorherigen ärztlichen Gutachten." 
 

Der Antragsteller argumentiert, dass der Vertrauensarzt sich nicht zu dem erwähnten traumatischen 

Erlebnis in Bosnien (sexueller Übergriff) äußert, weswegen aus psychiatrischer Sicht eine Rückkehr nicht 

zu empfehlen sei. Der Vertrauensarzt äußert sich auch nicht zur zunehmenden Häufigkeit der Anfälle, 

insbesondere der generalisierten Anfälle.  

 

Aus Artikel 9ter § 3 5° des Ausländergesetzes geht hervor, dass die Anträge verglichen werden müssen. 

Die Intention des Gesetzgebers ist es, vernünftigerweise zu verhindern, dass Anträge auf 

Aufenthaltserlaubnis aus medizinischen Gründen ad infinitum geltend gemacht werden können. Wenn der 

Antragsteller argumentiert, dass der Vertrauensarzt sich nicht zu den traumatischen Erfahrungen und der 

zunehmenden Häufigkeit der Anfälle geäußert hat, stellt der Rat fest, dass diese Elemente nicht dazu 

führen, dass es sich um einen anderen, zuvor nicht geltend gemachten Gesundheitszustand handelt. Die 
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Prüfung und Bewertung der vom Ausländer vorgelegten medizinischen Angaben, einschließlich der mit 

dem Antrag eingereichten ärztlichen Atteste, fällt ausschließlich in den Zuständigkeitsbereich des 

Vertrauensarztes, dem diesbezüglich ein voller Ermessensspielraum eingeräumt wird. Im vorliegenden 

Fall verglich der Vertrauensarzt die jetzt vorgelegten medizinischen Beschwerden und Behandlungen mit 

denen, die zuvor im Antrag vom 20. August 2013 genannt worden waren, und stellte Folgendes fest: 

 

”Es kann geschlussfolgert werden, dass in Bezug auf diese Sachverhalte der Gesundheitszustand und 

die damit verbundene Behandlung des Betreffenden unverändert bleiben." 

 

Im Einzelnen erklärt der Vertrauensarzt Folgendes: 

 

„Der am 20. August 2017 eingereichte Antrag, über den das Ausländeramt bereits befunden hat, betraf 

eine posttraumatische Epilepsie sowie psychische Störungen in Form einer depressiven Episode und 

PTBS, die sich als Reaktion auf die Ablehnung des Aufenthaltsantrags verschärft haben. Der Betreffende 

wurde mit Arzneimitteln behandelt und von einem Neurologen und einem Psychiater betreut. Der letzte 

Krankenhausaufenthalt war im April 2012. Die Möglichkeit einer chirurgischen Behandlung der Epilepsie 

wurde 2013 zur Sprache gebracht." 

 

Wenn der Antragsteller nun sein traumatisches Erlebnis im Herkunftsland hervorhebt und dass sich die 

epileptischen Anfälle verschlimmert haben, zeigt er damit nicht, dass die psychischen Störungen und die 

Epilepsie ein neues Element darstellen, das zuvor nicht geltend gemacht wurde.  

 

Der Antragsteller argumentiert weiter, dass das ärztliche Attest von Dr. P. vom 22. November 2017 neue 

Erkrankungen wie frontale Epilepsie, Klaustrophobie, Agoraphobie mit Panikattacken und ein 

verschlimmertes depressives Angstsyndrom aufführte. Das Medikament Trobalt wird nicht mehr 

verschrieben, sondern Lamictal und die Dosis der anderen Medikamente wird erhöht. Der Antragsteller 

versteht nicht, warum die neuen Diagnosen und die medikamentöse Behandlung nicht vom 

Vertrauensarzt berücksichtigt werden.  

 

In Bezug auf das ärztliche Attest vom 22. November 2017 erklärt der Vertrauensarzt Folgendes: 
 

"Ärztliches Attest vom 22. November 2017 von Dr. P. (Neurologie) 

Zu beachten: Epilepsie-Diagnose wie bereits im vorherigen Antrag 9ter, ohne andere neue neurologische 

Diagnose. Gleichartige Arzneimittelbehandlung wie die Behandlung, die im Antrag 9ter von 2013 

angegeben wurde. Seit April 2012 hat kein weiterer Krankenhausaufenthalt stattgefunden. Ein möglicher 

chirurgischer Eingriff wird erneut zur Sprache gebracht; dieses Mal in Belgien und nicht in Deutschland. 

Allerdings ist dieser Eingriff seit seiner ersten Erwähnung im Februar 2013 (siehe Antrag 9ter von 2013) 

immer noch nicht durchgeführt worden, wobei das Ausbleiben dieses Eingriffs keine schwere 

Komplikation verursacht hat, die einen Krankenhausaufenthalt notwendig gemacht hätte." 

 

Daraus geht hervor, dass der ärztliche Gutachter das ärztliche Attest vom 22. November 2017 

berücksichtigt und festgestellt hat, dass dieses Attest keine andere neue neurologische Diagnose als im 

vorherigen 9ter-Antrag feststellt und dass die medikamentöse Behandlung ähnlich wie im Antrag von 2013 

ist. Sofern der Antragsteller mit der Beurteilung des Vertrauensarztes nicht einverstanden ist, stellt der 

Rat fest, dass er nicht zu einer faktischen Neubewertung des Antrags auf einen medizinischen Aufenthalt 

übergehen kann. Der Rat hat nicht die Befugnis, sich selbst an die Stelle des Vertrauensarztes zu setzen 

und die medizinischen Elemente selbst zwischen diesem Antrag und dem vorherigen Antrag im Jahr 2013 

zu vergleichen. Wie in Artikel 9ter, § 1, Absatz 5 des Ausländergesetzes vorgesehen, ist diese Beurteilung 

Aufgabe des Vertrauensarztes. Dieser Vertrauensarzt verfügt über medizinischen Sachverstand und ist 

in der Lage, ein fundiertes medizinisches Gutachten abzugeben, auch ohne den zusätzlichen Rat eines 

Facharztes einzuholen. Dementsprechend ist es nicht Sache des Rates, der über eine derartige 

medizinische Expertise nicht verfügt, sich dazu zu äußern, ob die Meinung des Vertrauensarztes, dass im 

ärztlichen Attest vom 22. November 2017 keine andere neue neurologische Diagnose angegeben wurde 

und dass die medikamentöse Behandlung der im Jahr 2013 verschriebenen ähnlich ist, medizinisch nicht 

korrekt wäre.  

 

Der Antragsteller legt ferner dar, dass Tinnitus sehr wohl ein neues medizinisches Element sei, das aber 

wiederum - zu Unrecht - vom medizinischen Berater nicht als neues Element anerkannt worden sei.  

 

Im ärztlichen Gutachten gibt der Vertrauensarzt Folgendes an: 
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"Tinnitus (rechts) (Beschwerden ohne tatsächliche und konkrete Gefahr für das Leben und die körperliche 

Unversehrtheit; die vorgeschlagene Behandlung für einen Zeitraum von 2 Wochen ist im Oktober 2019 

folglich seit langer Zeit abgeschlossen und daher erfolgt derzeit keine Behandlung; bei ausbleibender 

Behandlung im Oktober 2019 also keine Gefahr für eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung, 

keine objektivierte oder dokumentierte HNO-Erkrankung). 

Zu beachten: Der Tinnitus wird in der Folge dieser Akte nicht mehr zur Sprache gebracht und ist nicht 

mehr als aktuelle Beschwerde anzusehen." 

 

Dementsprechend ist zu lesen, dass das Krankheitsbild Tinnitus im Oktober 2019 bereits behandelt 

wurde, aktuell keine Behandlung stattfindet und dieses Krankheitsbild nicht mehr als andauernde 

Beschwerde zu werten ist. Der Antragsteller widerlegt dies nicht, indem er erneut auf die Tinnitus-

Erkrankung hinweist. Der Antragsteller zeigt nämlich nicht auf, dass diese Beschwerde aktuell vorhanden 

ist.  

 

Der Antragsteller verweist dann im Beschwerdegrund auf die von ihm vorgelegten Berichte über den 

Zustand des Gesundheitswesens in Bosnien-Herzegowina, die von dem Vertrauensarzt nicht 

berücksichtigt worden seien.  

 

Der Umstand, dass die Länderberichte in der Stellungnahme des Vertrauensarztes vom 25. Oktober 2019 

nicht ausdrücklich erwähnt werden, ändert nichts daran, dass sich aus der angefochtenen Entscheidung 

und dem Gutachten des Vertrauensarztes, das Teil dieser Entscheidung ist, ergibt, dass die 

verschiedenen Anträge verglichen wurden. Eine Entscheidung über den medizinischen Antrag vom 20. 

August 2013 war bereits am 20. Februar 2014 erlassen worden. Das ärztliche Gutachten des 

Vertrauensarztes vom 14. Februar 2014 befasste sich bereits mit der Frage, ob die notwendigen Ärzte 

und Medikamente in Bosnien zur Verfügung stehen und inwiefern dies alles für den Antragsteller 

zugänglich ist. Soweit der Antragsteller auf „neue“ Berichte verweist, legt er nicht dar, wie diese Berichte 

belegen würden, dass der medizinische Berater in der Stellungnahme vom 14. Februar 2014 nicht korrekt 

zu der Schlussfolgerung gelangt sei, dass die erforderliche medizinische Versorgung und Nachsorge im 

Ursprungsland verfügbar und zugänglich sind. Darüber hinaus hat der Antragsteller eine Nichtigkeitsklage 

gegen den Beschluss vom 20. Februar 2014 eingelegt, die vom Rat mit Urteil Nr. 218 576 vom 21. März 

2019 zurückgewiesen wurde. Der Antragsteller kann die vorliegende Beschwerde nicht als Rechtsmittel 

gegen eine frühere, bereits angefochtene Entscheidung verwenden. Es wird betont, dass die Beklagte 

keine neuen Ermittlungen in der Sache anstellen muss, wenn sie feststellt, dass die zur Begründung des 

Antrags auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis im Königreich angeführten Elemente bereits im Rahmen 

eines früheren Antrags auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis im Königreich auf der Grundlage von 

Artikel 9ter des Ausländergesetzes angeführt wurden, und dass sie den wiederholten Antrag im Hinblick 

auf Artikel 9ter, § 3, 5° des Ausländergesetzes für unzulässig erklären kann. 

 

Der Antragsteller weist auch darauf hin, dass der Vertrauensarzt den Bericht von Dr. L. vom 25. Oktober 

2017 falsch beurteilt habe, der sich nicht mit einer Untersuchung befasst habe, die am 25. Oktober 2017 

stattgefunden habe, sondern mit einer Untersuchung, die vor der Ankunft des Antragstellers in Belgien 

stattgefunden habe.  

 

Der Vertrauensarzt liefert die folgende Begründung in Bezug auf den oben erwähnten Bericht: 

 

"Medizinischer Bericht vom 25. Oktober 2017 (und seine Übersetzung ins Deutsche) eines Dr. L. 

(Abteilung für Neurologie im Ausland) 

Zu beachten: Es werden keine Angaben zur Identität des betreffenden Patienten in dieser Unterlage 

gemacht; daher ist es nicht möglich, diese Unterlage im vorliegenden Antrag 9ter zu berücksichtigen. Der 

betreffende Arzt beschreibt eine neurologische Untersuchung, die in keinem Fall am 25. Oktober 2017 

beim Antragsteller durchgeführt worden sein kann, da dieser sich seit Oktober 2010 in Belgien auf hält. 

Es ist ebenfalls darauf hinzuweisen, dass dieser Arzt bereits im Rahmen des Antrags 9ter vom 20. August 

2013 zu einer am 23. September 2013 erfolgten ärztlichen Untersuchung einen medizinischen Bericht 

erstellt hatte, der auch nicht der Wahrheit entsprechen konnte, da sich der Antragsteller zu diesem 

Zeitpunkt bereits in Belgien aufhielt." 

 

Der Antragsteller lässt damit außer Acht, dass dieser Bericht nicht berücksichtigt werden kann, da in 

diesem Bericht keine Angaben zur Identität des Patienten gemacht werden. Dies wird vom Antragsteller 

nicht widerlegt.  
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Folglich zeigen die Beanstandungen des Antragstellers nicht, dass es im vorliegenden Fall neue Elemente 

gibt, die dazu geführt hätten, dass der Antrag zu Unrecht nach Art. 9ter des Ausländergesetzes vom 29. 

November 2017 für unzulässig erklärt wurde. Ein anderes Urteil würde dem Antragsteller die Möglichkeit 

geben, ad infinitum neue Anträge zu stellen, die sich auf dieselbe(n) Krankheit(en) stützen, was eindeutig 

nicht im Einklang mit den Bestimmungen von Artikel 9ter § 3 5° des Ausländergesetzes steht. Der 

Antragsteller hat nicht nachweisen können, dass die Begründung dem angefochtenen Bechlusses auf 

einer fehlerhaften Tatsachenfeststellung beruht oder offenkundig unangemessen ist. Ein Verstoß gegen 

Artikel 9ter des Ausländergesetzes, gegen die materielle Begründungspflicht und gegen den 

Sorgfaltsgrundsatz ist nicht nachgewiesen worden.  

 

Zur behaupteten Verletzung der Artikel 2 und 3 EMRK ist festzustellen, dass der Europäische Gerichtshof 

für Menschenrechte bereits entschieden hat, dass diese Konventionsbestimmungen einem Ausländer 

nicht das Recht garantieren, allein deshalb im Staatsgebiet eines Staates zu verbleiben, weil dieser Staat 

eine bessere medizinische Versorgung bieten kann als das Ursprungsland, und dass selbst der Umstand, 

dass die Abschiebung den Gesundheitszustand oder die Lebenserwartung eines Ausländers 

beeinträchtigt, nicht ausreicht, um eine Verletzung dieser Konventionsbestimmungen darzustellen. Nur in 

sehr außergewöhnlichen Fällen, wenn die humanitären Gründe gegen eine Ausweisung zwingend sind, 

was hier nicht der Fall ist, kann eine Verletzung der Artikel 2 und 3 der Europäischen Konvention in Frage 

kommen (EGMR 27. Mai 2008, Nr. 26.565/05, N. gegen Vereinigtes Königreich).  

 

Der Rat weist ferner darauf hin, dass Artikel 3 EMRK zunächst verlangt, dass der Antragsteller nachweist, 

dass ernsthafte und stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass er in dem Land, in das er 

möglicherweise zurückgeführt wird, ernsthaft und tatsächlich Gefahr läuft, der Folter oder einer 

erniedrigenden Behandlung unterworfen zu werden. Der EGMR vertritt die Auffassung, dass es 

grundsätzlich Sache des Antragstellers ist, den Anscheinsbeweis für schwerwiegende Gründe für die 

Annahme zu erbringen, dass er bei einer Ausweisung in das Zielland tatsächlich Gefahr liefe, 

unmenschlicher Behandlung ausgesetzt zu werden, sodass insbesondere die bloße Behauptung oder die 

bloße Befürchtung, unmenschlicher Behandlung ausgesetzt zu werden, für sich genommen nicht 

ausreicht, um eine Verletzung von Art. 3 EMRK zu begründen (vgl. EGMR 11. Oktober 2011, Nr. 

46390/10, Auad gegen Bulgarien, Absatz 99, Buchstabe b und Staatsrat 20. Mai 2005, Nr. 144.754). Die 

Möglichkeit, dass Art. 3 EMRK verletzt sein könnte, reicht für sich genommen nicht aus (Staatsrat 14. 

März 2002, Nr. 104.674; Staatsrat 27. März 2002, Nr. 105.233; Staatsrat 28. März 2002, Nr. 105.262).  

 

Wie bereits oben dargelegt, wurde der Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 9ter des 

Ausländergesetzes für unzulässig erklärt, und der Standpunkt des Antragstellers kann die Beurteilung des 

Vertrauensarztes nicht in Frage stellen. Der Antragsteller verkennt, dass es ihm obliegt, zu beweisen, 

dass er bei der Rückkehr in sein Herkunftsland einer ernsthaften und realen Gefahr ausgesetzt ist, 

gefoltert oder erniedrigend behandelt zu werden. Der Antragsteller weist darauf hin, dass zwei seiner 

behandelnden Ärzte aus medizinischen Gründen von einer Rückkehr nach Bosnien abrieten, 

insbesondere wegen der Gefahr einer Verschlechterung seines Gesundheitszustandes und sogar des 

Todes.  

 

In diesem Zusammenhang stellt der Vertrauensarzt Folgendes fest: 

 

"Dieser Facharzt weist darauf hin, dass eine regelmäßige Einnahme der Arzneimittel im Herkunftsland 

unmöglich ist und er sich lediglich auf die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen stützt, um dies zu 

behaupten. Dieser Arzt hatte offensichtlich keine Kenntnis vom vorherigen ärztlichen Gutachten." 

 

Der Vertrauensarzt verweist daher auf das ärztliche Gutachten vom 14. Februar 2014, in dem bereits 

festgestellt wurde, dass die erforderliche medizinische Versorgung und Nachsorge im Ursprungsland des 

Antragstellers verfügbar und zugänglich sind. Der Antragsteller, der sich auf die Äußerung allgemeiner 

Betrachtungsweisen beschränkt, legt keine Beweise vor und zeigt keine Verletzung der Artikel 2 und 3 

der EMRK auf.  

 

Schließlich macht der Antragsteller geltend, dass das ärztliche Attest vom 22. November 2017 eine 

stationäre Behandlung im Krankenhaus in Sankt Vith verschreibt. Diesbezüglich ist nicht sichergestellt, 

dass sie in Bosnien erfolgen könnte.  

 

Der Vertrauensarzt gibt dazu Folgendes an: 
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"Seit April 2012 hat kein weiterer Krankenhausaufenthalt stattgefunden. Ein möglicher chirurgischer 

Eingriff wird erneut zur Sprache gebracht; dieses Mal in Belgien und nicht in Deutschland. Allerdings ist 

dieser Eingriff seit seiner ersten Erwähnung im Februar 2013 (siehe Antrag 9ter von 2013) immer noch 

nicht durchgeführt worden, wobei das Ausbleiben dieses Eingriffs keine schwere Komplikation verursacht 

hat, die einen Krankenhausaufenthalt notwendig gemacht hätte." 

 

Der Antragsteller widerlegt nicht, dass die klinische Behandlung bereits im Jahr 2013 verschrieben und 

immer noch nicht durchgeführt wurde. Der Behauptung des Antragstellers, dass es in Bosnien keine 

Garantien für diese Behandlung gebe und die Entscheidung daher gegen die Artikel 2 und 3 EMRK 

verstoße, kann nicht gefolgt werden. In der Tat stellt der Vertrauensarzt fest, dass das Ausbleiben dieser 

stationären Behandlung seit 2013 keine ernsthaften Komplikationen verursacht hat, die einen 

Krankenhausaufenthalt erforderlich gemacht hätten. Der Antragsteller widerlegt diese Feststellungen des 

Vertrauensarztes nicht und begründet folglich nicht die Verletzung der Artikel 2 und 3 EMRK.  

 

Der zweite Grund ist unbegründet.  

 

3. Kurze Verhandlungen 

 

Der Antragsteller hat keinen begründeten Grund angeführt, der zur Nichtigerklärung der angefochtenen 

Beschlusses führen könnte. Da es Grund gibt, Artikel 36 des Königlichen Erlasses vom 21. Dezember 

2006 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Rat für Ausländerstreitsachen anzuwenden, wird der 

Aussetzungsantrag, als Akzessorium der Nichtigkeitsklage, zusammen mit der Nichtigkeitsklage 

abgewiesen. Es ist deshalb nicht notwendig, sich zu der von der beklagten Partei geltend gemachten 

Einrede der Unzulässigkeit des Aufsetzungsantrages zu äußern.  

 

AUS DIESEN GRÜNDEN BESCHLIESST DER RAT FÜR AUSLÄNDERSTREITSACHEN: 

 

Einziger Artikel 

 

Der Aussetzungsantrag und die Nichtigkeitsklage werden abgewiesen. 

 

Also in Brüssel in öffentlicher Sitzung am dreiundzwanzigsten Februar zweitausendeinundzwanzig 

verkündet von: 

 

Frau N. MOONEN Diensttuender Präsidentin,  

 Richterin für Ausländerstreitsachen, 

 

Herrn M. DENYS, Greffier. 

 

Der Greffier, Die Präsidentin, 

 

 

 

 

 

 

M. DENYS N. MOONEN 

 


